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ist, ob es sich bei dem Unterricht, den das 
Kind erhält, um Grundschulunterricht 
handelt; daher kann die Gewährung nicht 
ausgeschlossen werden, wenn das Kind 
schon vor Erreichung des Schulpflichtal­
ters erstmals eine Grundschule besucht. 

2. Kosten für psychologische Tests, denen 
sich das unterhaltsberechtigte Kind eines 

Beamten unterzieht, um zu bestimmen, 
welcher Schultyp seinen Fähigkeiten und 
Bedürfnissen entspricht, sind wegen ihres 
Zwecks Schulbesuchskosten, die im Rah­
men der Erziehungszulage nach Artikel 3 
des Anhangs VII des Statuts bis zu dem 
in Absatz 1 dieser Bestimmung festgeleg­
ten monatlichen Höchstbetrag erstattet 
werden können. 

URTEIL DES GERICHTS (Dritte Kammer) 
3. Dezember 1991 * 

In den verbundenen Rechtssachen T-10/90 und T-31/90 

Michael Boessen, ehemaliger Beamter des Wirtschafts- und Sozialausschusses, 
wohnhaft in Maastricht, Niederlande, Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt 
Ch. M. E. M. Paulussen, Maastricht, Zustellungsanschrift: Kanzlei des Rechts­
anwalts M. Loesch, 8, rue Zithe, Luxemburg, 

Kläger, 

gegen 

Wirtschafts- und Sozialausschuß der Europäischen Gemeinschaften, vertreten zu­
nächst durch D. Brüggemann, sodann durch M. Bermejo Garde, Rechtsberater, 
als Bevollmächtigte im Beistand der Rechtsanwälte D. Lagasse und G. Tassin, 
Brüssel, Zustellungsbevollmächtigter: R. Hayder, zum Juristischen Dienst der 
Kommission abgeordneter nationaler Beamter, Centre Wagner, Luxemburg-Kirch-
berg, 

Beklagter, 

* Verfahrenssprache: Niederländisch. 
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wegen Aufhebung zweier Entscheidungen des Beklagten, soweit mit der einen den 
Anträgen des Klägers auf Gewährung der Erziehungszulage nicht in vollem Um­
fang stattgegeben worden ist und mit der anderen die Erstattung von Kosten für 
psychologische Tests abgelehnt worden ist, denen sich die Tochter des Klägers im 
Hinblick auf die Wahl ihrer Schule unterzogen hat, 

erläßt 

DAS GERICHT (Dritte Kammer) 

unter Mitwirkung des Präsidenten C. Yeraris, der Richter B. Vesterdorf und 
K. Lenaerts, 

Kanzler: H. Jung 

aufgrund des schriftlichen Verfahrens und auf die mündliche Verhandlung vom 
9. Juli 1991 

folgendes 

Urteil 

Der dem Rechtsstreit zugrunde liegende Sachverhalt 

1 Der Kläger, ehemaliger Beamter des Wirtschafts- und Sozialausschusses (nachste­
hend: WSA) bezieht ein Ruhegehalt wegen Dienstunfähigkeit, das ihm aufgrund 
einer Entscheidung des Beklagten vom 20. Januar 1981 gewährt wird. 

2 Der Kläger ist Vater der drei Kinder 

— Yvonne, geboren am 19. November 1982, 

— Marc, geboren am 18. August 1984, 

— Luc, geboren am 14. Februar 1986. 
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3 Die Rinder des Klägers besuchten folgende Schulen: 

— Yvonne 

die De-Kring-Schule („Basisschool") in Maastricht (Niederlande) im Schuljahr 
1986/87; 

dieselbe Schule im Schuljahr 1987/88; 

die Schule („Rijksbasisschool") in Lanaken (Belgien) in den Schuljahren 
1988/89 und 1989/90. 

— Marc 

die De-Kring-Schule in Maastricht im Schuljahr 1988/89; 

die Schule in Lanaken im Schuljahr 1989/90. 

— Luc 

die Schule in Lanaken im Schuljahr 1989/90, 

4 Mit Schreiben vom 16. Mai 1989 stellte der Kläger drei Anträge auf Gewährung 
der Erziehungszulage, nämlich 

— für das Schuljahr 1986/87 einen Antrag für seine Tochter Yvonne (De-Kring-
Schule); 
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— für das Schuljahr 1987/88 einen Antrag für seine Tochter Yvonne (De-Kring-
Schule); 

— für das Schuljahr 1988/89 einen Antrag für seine Tochter Yvonne (Schule in 
Lanaken) und seinen Sohn Marc (De-Kring-Schule). 

5 Auf die Anträge des Klägers vom 16. Mai 1989 gab die Verwaltung mit Entschei­
dung Nr. 191/89 A vom 6. Juli 1989 nur dem Antrag auf Gewährung der Erzie­
hungszulage für das Schuljahr 1988/89 für die Tochter Yvonne statt. 

6 Mit Schreiben vom 30. August 1989 beantragte der Kläger bei dem Beklagten die 
Gewährung der Erziehungszulage für das Schuljahr 1989/90 für seine Kinder 
Yvonne, Marc und Luc (Schule in Lanaken). Nach den Akten beschränkte der 
Kläger diese Anträge dahin, daß er die betreffende Zulage nur mit Wirkung vom 
ersten Tag des Monats begehrte, in dem die Kinder jeweils das vierte Lebensjahr 
vollendeten. 

7 Am 26. September 1989 erinnerte der Kläger an seine Anträge auf Gewährung der 
Erziehungszulage in seinem Schreiben vom 16. Mai und verlangte die Erstattung 
von Kosten in Höhe von 450 HFL, die ihm für die psychologischen Tests entstan­
den seien, denen sich seine Tochter Yvonne im Hinblick auf die Wahl ihrer Schule 
für das Schuljahr 1988/89 unterzogen hatte, und die Erstattung der Fahrtkosten 
seiner drei Kinder für den Schulbesuch in diesem Schuljahr. 

8 Am 4. Oktober 1989 legte der Kläger eine Beschwerde gemäß Artikel 90 Absatz 2 
des Statuts der Beamten der Europäischen Gemeinschaften (nachstehend: Statut) 
gegen die Entscheidung Nr. 191/89 A des WSA vom 6. Juli 1989 ein. 
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9 Mit Schreiben vom 23. November 1989 teilte der Beklagte dem Kläger mit, daß 
für die Kinder, die das fünfte Lebensjahr vollendet hätten (seit dem 1. August 
1985 die Altersgrenze für die Schulpflicht in den Niederlanden) und die niederlän­
dische Staatsangehörigkeit besäßen, ein Anspruch auf Gewährung der Erziehungs­
zulage unter der Voraussetzung bestehe, daß sie eine niederländische Schule be­
suchten; dies sei bei seiner Tochter Yvonne seit dem 1. August 1987 der Fall, je­
doch nicht bei seinem Sohn Marc, der eine belgische Schule besuche und das sech­
ste Lebensjahr noch nicht vollendet habe, das der Altersgrenze für die Schulpflicht 
in Belgien entspreche. Der Beklagte gewährte die Erstattung der Fahrtkosten, so­
weit er der Ansicht war, daß der Anspruch auf die Erziehungszulage bestehe; im 
übrigen teilte er dem Kläger mit, daß die Erstattung der Kosten für die psycholo­
gischen Tests Sache der Krankenfürsorge sei. 

10 Mit Entscheidung Nr. 396/89 A vom 6. Dezember 1989 änderte der Beklagte die 
Entscheidung vom 6. Juli 1989 dahin, daß dem Antrag auf Gewährung der Erzie­
hungszulage für das Jahr 1987/88, für Yvonne Boessen stattgegeben wurde. 

1 1 Am 26. Januar 1990 legte der Kläger eine Beschwerde gegen die im Schreiben vom 
23. November 1989 enthaltene Ablehnung seines Antrags auf Erstattung der Ko­
sten für die psychologischen Tests, denen sich seine Tochter Yvonne unterzogen 
hatte, und gegen die Entscheidung vom 6. Dezember 1989 ein, soweit mit ihr sei­
nen Anträgen auf Gewährung der Erziehungszulage nicht in vollem Umfang statt­
gegeben wurde. 

Das Verfahren 

12 Unter diesen Umständen hat der Kläger am 22. Februar 1990 Klage beim Gericht 
(Aktenzeichen T-10/90) im wesentlichen mit dem Antrag erhoben, die Entschei­
dung vom 6. Dezember 1989 aufzuheben, soweit mit ihr seinen Anträgen vom 16. 
Mai 1989 nicht stattgegeben wurde. Am 10. Juli 1990 erhob der Kläger eine zweite 
Klage (Aktenzeichen T-31/90) im wesentlichen mit dem Antrag, die Entscheidung 
aufzuheben, mit der seine Anträge vom 30. August und vom 26. September 1989 
abgelehnt wurden. 
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13 Das schriftliche Verfahren ist ordnungsgemäß abgelaufen. Das Gericht hat auf An­
trag der Parteien mit Beschluß vom 13. November 1990 die Rechtssachen zu ge­
meinsamer mündlicher Verhandlung und Entscheidung verbunden. 

14 Das Gericht hat auf Bericht des Berichterstatters entschieden, der belgischen und 
der niederländischen Regierung folgende Frage zu stellen: 

1) Von welchem Lebensjahr an unterliegt ein Kind der Schulpflicht? 

2) Wie viele Pflichtschuljahre umfaßt der Grundschulunterricht? 

3) Wie viele Pflichtschuljahre umfaßt gegebenenfalls der Vorschulunterricht? 

1 5 Das Gericht hat auf Bericht des Berichterstatters beschlossen, die mündliche Ver­
handlung ohne vorherige Beweisaufnahme zu eröffnen. 

Die belgischen und niederländischen Rechtsvorschriften über die Schulpflicht 

16 Auf die Fragen des Gerichts hat die belgische Regierung folgende Auskünfte er­
teilt: 

1. Für Kinder mit ausländischer Staatsangehörigkeit, die in Belgien (Flandern) bei 
denjenigen Personen wohnen, die die elterliche Gewalt über sie oder das Sorge-
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recht für sie ausüben, gilt das Gesetz über die Schulpflicht (vom 29. Juli. 1983) mit 
Wirkung vom. 60. Tag, der auf den Tag folgt, an dem sie in das Ausländerregister 
oder in das Bevölkerungsregister ihrer Wohnortgemeinde eingetragen worden sind. 

2. Die Schulpflicht in Belgien beginnt mit dem ersten Tag des Schuljahres, in dem 
ein Kind das sechste Lebensjahr vollendet, und endet mit Ablauf des Schuljahres, 
in dem es das 18. Lebensjahr vollendet. 

3. Grundsätzlich beginnt die Schulpflicht für jedes Kind im ersten Schuljahr des 
Grundschulunterrichts. Es kann jedoch auch 

— das erste Schuljahr des Grundschulunterrichts,von der Vollendung des fünften 
Lebensjahres an besuchen, ohne jedoch den sich aus der Schulpflicht ergeben­
den Verpflichtungen (insbesondere zum täglichen Schulbesuch) zu unterliegen; 

— das erste Pflichtschuljahr in der Vorschule absolvieren; in diesem Fall ist es 
verpflichtet, die Schule regelmäßig zu besuchen. 

17 Die niederländische Regierung hat zur Schulpflicht im niederländischen Unter­
richtssystem folgende Erklärungen abgegeben: 

Die für die vorliegende Frage einschlägigen Gesetze sind die Leerplichtwet 1969 
(Gesetz von 1969 über die Schulpflicht; Stb. 1971, S. 406) und die Wet op het 
basisonderwijs (Gesetz über den Grundschulunterricht; Stb. 1986, S. 256). 
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Nach der Leerplichtwet umfaßt die Schulpflicht zwei Verpflichtungen. Erstens 
müssen die Eltern dafür Sorge tragen, daß das minderjährige Kind, solange es sich 
im schulpflichtigen Alter befindet, bei einer Lehranstalt eingeschrieben ist. Zwei­
tens haben die Eltern dafür Sorge zu tragen, daß das minderjährige Kind die Lehr­
anstalt, bei der es eingeschrieben ist, regelmäßig besucht. 

Nach Artikel 3 Absatz 1 der Leerplichtwet 1969 beginnt die Verpflichtung der 
Eltern, dafür Sorge zu tragen, daß ein minderjähriges Kind bei einer Lehranstalt 
eingeschrieben ist, mit dem ersten Schultag des Monats, der auf den Monat folgt, 
in dem das Kind das fünfte Lebensjahr vollendet. Nach Artikel 3 Absatz 2 der 
Leerplichtwet 1969 endet die Verpflichtung zur Einschreibung mit dem Ablauf des 
Schuljahres, bei dessen Ende das minderjährige Kind eine oder mehrere Lehran­
stalten mindestens zwölf volle Schuljahre lang besucht hat, oder mit dem Ablauf 
des Schuljahres, in dem es das 16. Lebensjahr vollendet. 

Die Verpflichtung, dafür Sorge zu tragen, daß ein minderjähriges Kind die Lehr­
anstalt, bei der es eingeschrieben ist, regelmäßig besucht, beginnt mit dem Tag, an 
dem es zum Unterricht in dieser Lehranstalt nach seiner Einschreibung zugelassen 
wird, und endet im selben Zeitpunkt wie die Verpflichtung, dafür Sorge zu tragen, 
daß es als Schüler bei einer Lehranstalt eingeschrieben ist (Artikel 4). 

Seit dem Inkrafttreten der "Wet op het basisonderwijs am 1. August 1985 gibt es in 
den Niederlanden keinen getrennten Grundschulunterricht mehr, sondern die frü­
her getrennten Unterrichtsformen der Vorschule und der Grundschule sind in ei­
nem Grundschulunterricht vereinigt. 

Nach Artikel 2 der Wet op het basisonderwijs ist der Grundschulunterricht für 
Kinder von ungefähr vier Jahren an bestimmt. Die Zulassung zu diesem Unterricht 
wird detailliert im Toelatingsbesluit Wet op het basisonderwijs (Verordnung über 
die Zulassung zum Unterricht nach dem Gesetz über den Grundschulunterricht; 
Stb. 1984, S. 527) geregelt. Nach Artikel 1 dieser Verordnung müssen die Kinder 
das vierte Lebensjahr vollendet haben, um als Schüler einer Grundschule zugelas­
sen werden zu können. 
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Ein Vergleich der Wet óp het basisonderwijs und der Leerplichtwet von 1969 er­
gibt daher, daß das Alter für die Zulassung zu einer Grundschule (ab vier Jahren) 
nicht mit dem Beginn der Schulpflicht (ab fünf Jahren) übereinstimmt. Dieser Un­
terschied ist dadurch zu erklären, daß seinerzeit daran gedacht wurde, sich.der 
Entwicklung anzuschließen, die sich in den Jahren vor dem Inkrafttreten der Wet 
op het basisonderwijs abgezeichnet hatte, als nahezu alle Kinder im Alter von fünf 
Jahren die frühere Vorschule besuchten. 

Die Dauer des Besuchs der Gründschule ist in Artikel. 11 Absatz 1 der Wet op het 
basisonderwijs festgelegt. Nach diesem Artikel können die Schüler die Schule 
grundsätzlich acht aufeinanderfolgende Jahre lang besuchen. Der Schüler verläßt 
jedoch die Grundschule, wenn er nach Ansicht des Rektors — und unter der Vor­
aussetzung, daß die Eltern hierzu ihr Einverständnis erteilen — über eine ausrei­
chende Grundlage für den anschließenden Besuch einer höheren Lehranstalt ver­
fügt. Dies ist im allgemeinen der Fall, wenn der Schüler das 12. Lebensjahr vollen­
det hat. In jedem Fall verlassen die Schüler die Grundschuleinrichtung am Ende 
des Schuljahres, in dem sie das 14. Lebensjahr vollenden (Artikel 4 Absatz 2 der 
genannten Verordnung, der die Zulassung zur Schule regelt). 

Anträge der Parteien 

18 In der Rechtssache T-10/90 beantragt der Kläger, 

— die Entscheidung Nr. 396/89 A des Generalsekretärs des Wirtschafts- und 
Sozialausschusses vom 6. Dezember 1989 aufzuheben, jedoch nur insoweit, 
als damit seine Anträge vom 16. Mai 1989 abgelehnt wurden; 

— den Beklagten zu verurteilen, ihm die Erziehungszulagen, deren Gewährung er 
am 16. Mai 1989 beantragt hatte, zu bewilligen und zu zahlen; 

— dem Beklagten die Kosten des Verfahrens aufzuerlegen. 

II-1374 



BOESSEN / WSA 

Der Beklagte beantragt, 

— festzustellen, daß die Klage zulässig, jedoch nicht begründet ist; 

— infolgedessen die Klage abzuweisen; 

— über die Kosten nach Rechtslage zu entscheiden. 

19 In der Rechtssache T-31/90 beantragt der Kläger, 

— die stillschweigende Entscheidung des Beklagten aufzuheben, soweit damit 
seine Anträge vom 30. August und vom 26. September 1989 abgelehnt wurden; 

— den Beklagten zu verurteilen, ihm 

1) für Marc die pauschale Erziehungszulage mit Wirkung vom 1. August 1989 
im Anschluß an die bereits für das Schuljahr 1988/89 beantragte Erzie­
hungszulage, jedoch zuzüglich der Erstattung der Fahrtkosten ab 1. August 
1989, 

2) für Luc die pauschale Erziehungszulage nebst Erstattung der Fahrtkosten ab 
1. Februar ,1990 und 

3) für Yvonne die Erstattung der für psychologische Tests im Schuljahr 
1988/89 aufgewandten Kosten in Höhe von 450 HFL 

zu bewilligen und zu zahlen; 

II-1375 



URTEIL VOM 3. 12. 1991 — VERBUNDENE RECHTSSACHEN T-10/90 UND T-31/90 

— dem Beklagten die Kosten des Verfahrens aufzuerlegen. 

Der Beklagte beantrage 

— festzustellen, daß die (beiden) Klagen zulässig, jedoch nicht begründet sind; 

— infolgedessen die Klage abzuweisen; 

— in jedem Fall die Kosten eines der beiden Verfahren dem Kläger aufzuerlegen, 
da der Kläger dem Gericht zweimal dieselbe grundsätzliche Frage vorgelegt 
hat. 

Begründetheit 

20 Vor der Darstellung und der Prüfung des Vorbringens der Parteien ist auf die 
Bestimmungen hinzuweisen, die den rechtlichen Rahmen des Rechtsstreits bdden. 

2i In Artikel 3 des Anhangs VII des Statuts ist bestimmt: 

„Der Beamte erhält für jedes unterhaltsberechtigte Kind..., das regelmäßig und 
vollzeitig eine Lehranstalt besucht, eine Erziehungszulage in Höhe der ihm durch 
den Schulbesuch tatsächlich entstehenden Kosten bis zu einem monatlichen 
Höchstbetrag von ..." 

In den Allgemeinen Durchführungsbestimmungen für die Bedingungen für die 
Gewährung der Erziehungszulage (nachstehend: Allgemeine Durchführungsbe-
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Stimmungen), die der Beklagte mit Beschluß Nr. 738/75 A vom 24. Februar 1975 
erlassen und mit Beschluß Nr. 1544/78 A vom 28. Juni 1978 geändert hat, heißt 
es: 

„Artikel 2 

1. Der Anspruch auf die Erziehungszulage entsteht mit dem ersten Tag des Mo­
nats, in dem das Kind erstmalig eine Grundschule besucht. 

2. Der Anspruch auf die Erziehungszulage erlischt am Ende des Monats, in dem 
die Voraussetzungen für den Anspruch auf diese Zulage nicht mehr erfüllt 
sind, spätestens jedoch am Ende des Monats, in dem das Kind das 26. Lebens­
jahr vollendet... 

Artikel 3 

Im Rahmen der Höchstbeträge nach Anhang VII Artikel 3 Absätze 1 und 3 des 
Statuts deckt die Erziehungszulage : 

a) Einschreibungs- und Prüfungsgebühren an Lehranstalten; 

b) Fahrtkosten, die durch die Benutzung eines öffentlichen oder eines im Dienst 
der Schule stehenden privaten Verkehrsmittels entstehen; 

c) tatsächlich verauslagte unumgängliche Kosten, insbesondere für die Anschaf­
fung von Büchern, Lehrmitteln, Sportausrüstung, zur Deckung einer Schüler-
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Versicherung und der Arztkosten, sowie sonstige Kosten, die im Rahmen des 
Unterrichtsprogramms der besuchten Lehranstalt entstehen; 

d) Kosten, die durch die Teilnahme des Kindes an Schulaufenthalten in Winter­
sportgebieten, am Meer und auf dem Lande entstehen ... 

Artikel 4 (Grundschule und Höhere Schule) 

1. a) Die Erstattung der in Artikel 3 Buchstaben a, b und d aufgeführten Kosten 
erfolgt gegen Vorlage von Belegen, Die betreffenden Kosten werden, entwe­
der furch monatliche Zahlung eines Betrags in Höhe von einem Zwölftel 
des Gesamtbetrags; der Kosten oder durch eine einmalige Zahlung in Höhe 
des Gesamtbetrags der während des Schuljahres verauslagten Kosten erstat­
tet. 

b) Werden die in Artikel 3 Buchstabe b aufgeführten Verkehrsmittel nicht be­
nutzt, so wird für die Erstattung der Preis der Zeitkarte für das billigste 
normale öffentliche Verkehrsmittel oder im Dienst der Schule stehende öf­
fentliche oder private Verkehrsmittel für die kürzeste Strecke von der Woh­
nung zur Schule zugrunde gelegt. 

2. Die Erstattung der in Artikel3 Buchstabe c aufgeführten Kosten erfolgt durch 
Zahlung eines monatlichen Pauschalbetrags, der jeweils einem bestimmten Pro­
zentsatz des in Artikel 3 Absatz 1 des Anhangs VII zum Statut festgesetzten 
Betrags entspricht, und zwar 

— 36 % für Kinder unter 11 Jahren, 

— 50 % für Kinder über 11 Jahren. 
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3. Die in Artikel 3 aufgeführten Kosten, die die in Absatz 2 vorgesehenen Erstat­
tungsbeträge übersteigen, werden gegen Vorlage von Belegen bis zur Höhe des 
in Artikel 3 Absatz 1 des Anhangs VII zum Statut genannten Betrags erstattet. 

4. ..." 

Zu den Anträgen auf Gewährung der Erziehnngsznlage 

22 Der Kläger führt aus, daß die einschlägigen Bestimmungen des Statuts kein Min­
destalter angäben, das ein Kind für die Eröffnung des Anspruchs auf Erziehungs-
zulage erreicht haben müsse. Artikel 3 des Anhangs VII des Statuts verlange bloß, 
daß das Kind „regelmäßig und vollzeitig eine Lehranstalt besucht". Unter diesem 
Gesichtspunkt werde seit dem Inkrafttreten des Gesetzes über den Grundschulun­
terricht in den Niederlanden nicht mehr zwischen Vorschulunterricht (Kleuteron­
derwijs) und Volksschulunterricht (Lager onderwijs) unterschieden, an deren Stelle 
der Grundschulunterricht (Basisonderwijs) getreten sei. 

23 Yvonne, Marc und Luc erfüllten das Kriterium des Artikels 3 des Anhangs VII des 
Statuts seit dem 1. November 1986, dem 1. August 1988 und dem 1. Februar 
1990, da sie jeweils ab diesen Zeitpunkten altersgemäß nach niederländischem 
Recht eine Grundschule hätten besuchen können. D a ß er sich aufgrund persönli­
cher Umstände dafür entschieden habe, Marc und Luc für den Grundschulunter­
richt eine belgische Schule besuchen zu lassen, sei im vorliegenden Zusammenhang 
unerheblich. 

24 Da die Organe der Gemeinschaft selbst keinen Schulunterricht veranstalteten, 
seien Tragweite und Bedeutung des Begriffs „Grundschule" nach den anwendba­
ren nationalen Rechtsvorschriften zu definieren. Weder Artikel 3 des Anhangs VII 
des Statuts noch die Allgemeinen Durchführungsbestimmungen enthielten einen 
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Anhaltspunkt für die Annahme, daß die Erziehungszulage erst zu dem Zeitpunkt 
geschuldet werde, zu dem das Kind der Schulpflicht unterliege. 

25 Der Beklagte weist zuerst darauf hin, daß die beiden Klagen die Festlegung des 
Zeitpunkts zum Gegenstand hätten, zu dem der Kläger Anspruch auf die fragli­
chen Erziehungszulagen habe. 

26 Da die einschlägigen Bestimmungen zum Gemeinschaftsrecht gehörten, seien sie 
gemeinschaftsrechtlich auszulegen und nicht anhand der nationalen Rechtsvor­
schriften. Sinn und Zweck von Artikel 3 des Anhangs VII des Statuts bestehe 
darin, daß die Zulage von dem Zeitpunkt an geschuldet werde, zu dem das Kind 
zum Schulbesuch verpflichtet sei. Die Grundschule, sei daher als die Schule anzuse­
hen, die der „Ersten Pflichtschule" entspreche. Besuche das Kind eine belgische 
Schule, so müsse das belgische Schulpflichtalter als Kriterium für die Bewilligung 
der Erziehungszulage dienen. Ein vierjähriges Kind dürfe jedoch in Belgien keine 
Grundschule besuchen, denn die belgischen Rechtsvorschriften untersagten dies. 
Der Standpunkt des Klägers laufe auf eine Diskriminierung von Kindern desselben 
Alters, die dieselbe Schule besuchten und dort den gleichen Unterricht erhielten, 
aufgrund ihrer unterschiedlichen Staatsangehörigkeit hinaus. 

27 Angesichts dieses Vorbringens weist das Gericht darauf hin, daß der Anspruch auf 
die Erziehungszulage im Sinne von Artikel 3 des Anhangs VII des Statuts mit dem 
ersten Tag des Monats entsteht, in dem das Kind erstmals eine Grundschule be­
sucht. Nach dem Wortlaut dieser Bestimmung wird nicht verlangt, daß der Besuch 
dieser Schule für das Kind Pflicht ist, und es liegt kein weiterer tatsächlicher oder 
rechtlicher Anhaltspunkt dafür vor, daß die Gewährung der Erziehungszulage aus­
geschlossen wäre, wenn das Kind schon vor Erreichung des Schulpflichtalters erst­
mals eine Grundschule besucht. Diese Auslegung wird dadurch bestätigt, daß der 
Anspruch auf die Zulage nach Artikel 3 des Anhangs VII des Statuts erst mit dem 
Ende des Monats erlischt, in dem das Kind das 26. Lebensjahr vollendet, also 
mehrere Jahre nach dem Ende der Schulpflicht. 
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28 Nach dieser Auslegung der einschlägigen Bestimmungen entsteht der Anspruch auf 
die Erziehungszulage, sobald das Kind regelmäßig und vollzeitig eine Grundschule 
besucht, selbst wenn es nach den am Wohnor t der Person, die das Sorgerecht für 
dieses Kind hat, geltenden nationalen Rechtsvorschriften hierzu nicht verpflichtet 
ist. Das einzige Kriterium ist daher, ob es sich bei dem Unterricht, den das Kind 
erhält, um Grundschulunterricht handelt. 

29 Der Kläger, der in den Niederlanden wohnt, unterliegt den niederländischen 
Rechtsvorschriften, wonach er dafür Sorge tragen muß, daß seine Kinder bei einer 
Lehranstalt eingeschrieben sind und daß sie diese regelmäßig besuchen. Diese Ver­
pflichtung beginnt am ersten Schultag des Monats, der auf den Monat folgt, in 
dem das Kind das fünfte Lebensjahr vollendet. Nach diesen Rechtsvorschriften 
kann der Kläger diese Verpflichtung dadurch erfüllen, daß er seine Kinder als 
Schüler bei einer Lehranstalt außerhalb der Niederlande einschreibt und dafür 
sorgt, daß sie diese Anstalt regelmäßig besuchen. Die Verpflichtung als solche 
bleibt die gleiche. 

Die von Yvonne und Marc an einer niederländischen Schule vor Vollendung des fünf-
ten Lebensjahres (Schulpflichtalter in den Niederlanden) absolvierten Schuljahre 

30 In den vorliegenden Rechtssachen ergibt sich aus den Akten und der Antwort der 
niederländischen Regierung auf die Fragen des Gerichts, daß der in einer nieder­
ländischen „Basisschool" erteilte Unterricht das Kriterium „Grundschule" nach 
Artikel 3 des Anhangs VII des Statuts erfüllt. 

31 Nach allem hat der Kläger Anspruch auf Gewährung der Erziehungszulage für 
seine Kinder Yvonne und Marc für die Schuljahre, in denen sie von der Vollen­
dung ihres vierten Lebensjahres an eine „Basisschool" in den Niederlanden be­
sucht haben, also für das Schuljahr 1986/87 für Yvonne und das Schuljahr 
1988/89 für Marc. 
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Die von Marc und Luc vor Vollendung des sechsten Lebensjahres (Schulpflichtalter in 
Belgien) in einer belgischen Schule absolvierten Schuljahre 

32 In bezug auf die Schuljahre, in denen diese Kinder eine Lehranstalt in Belgien 
besuchten, ergibt sich aus den Akten, daß die niederländischen Behörden die 
Gleichwertigkeit des in Belgien erteilten Unterrichts mit dem an einer niederländi­
schen „Basisschool" erteilten Unterricht für die Erfüllung der Verpflichtung des 
Klägers anerkannt haben, seine Kinder, sobald sie das fünfte Lebensjahr vollendet 
haben, bei einer Lehranstalt einzuschreiben und dafür Sorge zu tragen, daß sie 
diese regelmäßig besuchen. 

33 Daher hat der Kläger auch für Marc für das Schuljahr 1989/90 Anspruch auf die 
Erziehungszulage. 

34 In bezug auf den Besuch der „Rijksbasisschool" in Lanaken in Belgien durch Lue 
im Schuljahr 1989/90 ergibt sich aus den Akten und der Antwort der belgischen 
Regierung auf die Fragen des Gerichts, daß der Unterricht, den er dort erhielt, 
Vorschulunterricht war. Unter diesen Umständen ist das Kriterium des Artikels 3 
des Anhangs VII des Statuts nicht erfüllt. Daher waren die Voraussetzungen für 
die Gewährung der Erziehungszulage nicht erfüllt, und die Klage ist insoweit ab­
zuweisen. 

35 Die streitigen Entscheidungen sind daher aufzuheben, soweit es mit ihnen abge­
lehnt wird, dem Kläger die Erziehunģszulagē für Yvonne für das Schuljahr 
1986/87 und für Marc für die Schuljahre 1988/89 und 1989/90 zu zahlen. Daher 
ist der Beklagte dazu zu verurteilen, dem Kläger die betreffenden Erziehungszula­
gen zu zahlen. 

Die Erstattung der Kosten für psychologische Tests 

36 Nach Ansicht des Klägers sind.die für die psychologischen Tests, denen sich seine 
Tochter im Hinblick auf die Wahl ihrer Schule unterzogen habe, aufgewandten 

II-1382 



BOESSEN/WSA 

Kosten nicht pauschal abgedeckte Kosten, sondern sie könnten gegen Vorlage von 
Belegen erstattet werden. Die vorgenommenen Tests seien ausschließlich pädago­
gischer Art gewesen und seien dem Kläger vom Schulleiter angeraten worden. So­
mit handele es sich weder um Krankheitskosten noch um Kosten für eine psycho­
logische Untersuchung im Rahmen einer ärztlichen Behandlung. 

37 In Abschnitt I Nr. 3 des Anhangs I der Regelung zur Sicherstellung der Krank­
heitsfürsorge für die Beamten der Europäischen Gemeinschaften (nachstehend: 
Krankheitsfürsorgeregelung), die von den Organen der Europäischen Gemein­
schaften erlassen worden sei, sei die Erstattung von Kosten für psychologische Un­
tersuchungen nur „im Rahmen einer ärztlichen Behandlung" vorgesehen. Da Ab­
schnitt XV nur „sonstige" ärztliche Leistungen betreffe, könne auch auf diese 
Vorschrift keine Erstattung gestützt werden, da es hier um pädagogische/psycho­
logische Leistungen gehe. Die fraglichen Kosten wären daher nicht im Rahmen der 
Krankheitsfürsorge erstattet worden, wenn er einen entsprechenden Antrag gestellt 
hätte, denn es handele sich nicht um Krankheitskosten. 

38 Es handele sich um außergewöhnliche Schulkosten im Sinne von Artikel 3 Buch­
staben a, b und d der Allgemeinen Durchführungsbestimmungen, die gemäß deren 
Artikel 4 gegen Vorlage von Belegen erstattet würden. Nach Artikel 4 erfolge die 
Erstattung der in Artikel 3 Buchstaben a, b und d aufgeführten Kosten entweder 
durch Zahlung eines monatlichen Betrags in Höhe von einem Zwölftel des Ge­
samtbetrags oder durch eine einmalige Zahlung in Höhe des in dem betreffenden 
Schuljahr verauslagten Gesamtbetrags dieser Kosten. 

39 Der Beklagte macht geltend, daß die betreffenden Kosten gemäß Abschnitt XV 
des Anhangs 1 der Krankheitsfürsorgeregelung mit einem Satz von 80 % erstattet 
worden wären, wenn der Kläger rechtzeitig die vorherige Genehmigung beantragt 
hätte. Die Natur der Kosten werde nicht von der Behörde bestimmt, auf deren 
Weisung oder Anraten die Kosten verursacht worden seien, sondern durch die Be­
standteile der zu erstattenden Kosten. Die Tätigkeit eines Psychologen sei und 
bleibe daher eine ärztliche Angelegenheit. 
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40 In der Klagebeantwortung hat der Beklagte ausgeführt, daß die Erziehungszulage 
im Sinne von Artikel 3 des Anhangs VII des Statuts nur die gewöhnlichen Schulbe­
suchskosten decke und daß die Kosten für psychologische Tests, da.es sich bei 
ihnen nicht um gewöhnliche Schulbesuchskosten handele, nicht als Schulbesuchs­
kosten erstattungsfähig seien. In der Gegenerwiderung führt der Beklagte aus, daß 
für den Fall, daß der Standpunkt des Klägers zur Natur der Kosten für die psy­
chologischen Tests richtig sei, diese Kosten unter die Kosten nach Artikel 3 Buch­
stabe c der Allgemeinen Durchführungsbestimmungen fielen, die durch die Erzie­
hungszulage gedeckt seien und die gemäß Artikel 4 Nr. 3 der Allgemeinen Durch­
führungsbestimmungen durch die Zahlung eines Pauschalbetrags erstattet würden. 

41 Zu diesem Vorbringen ist vorab darauf hinzuweisen, daß es bei diesem Gesichts­
punkt des Rechtsstreits letztlich nur um die Frage geht, ob die vom Kläger aufge­
wandten Kosten für die psychologischen Tests, denen sich seine Tochter im Hin­
blick auf die Wahl ihrer Schule unterzogen hat, zu den Schulbesuchskosten gehö­
ren, die im Rahmen der Erziehungszulage nach Artikel 3 des Anhangs VII des 
Statuts erstattungsfähig sind. 

42 Das Gericht stellt fest, daß die betreffenden Kosten aufgewandt worden sind, um 
zu bestimmen, welcher Schultyp den. Fähigkeiten und Bedürfnissen der Tochter 
des Klägers entspricht. Solche Kosten sind wegen ihres Zwecks Schulbesuchsko­
sten. Sie fallen weder unter Artikel 3 Buchstabe a noch unter Artikel 3 Buchstaben 
b oder d der Allgemeinen Durchführungsbestimmungen. Sie können jedoch nach 
Artikel 3 Buchstabe c erstattet werden, der keine abschließende Aufzählung ent­
hält, sondern die verschiedenen Kosten umfaßt, die im Zusammenhang mit der 
Durchführung des Unterrichtsprogramms der besuchten Lehranstalt stehen. 

43 Gemäß Artikel 4 Absatz 2 der Allgemeinen Durchführungsbestimmungen erfolgt 
die Erstattung der in Artikel 3 Buchstabe c aufgeführten Kosten durch Zahlung 
eines monatlichen Pauschalbetrags, der jeweils einem bestimmten Prozentsatz des 
in Artikel 3 Absatz 1 des Anhangs VII zum Statut festgesetzten Betrags entspricht. 
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44 N a c h Artikel 4 Absatz 3 der Allgemeinen Durchführungsbest immungen werden 
die in Artikel 3 aufgeführten Kosten, die die in Absatz 2 vorgesehenen Erstat­
tungsbeträge übersteigen, gegen Vor lage von Belegen bis zu r H ö h e des in Artikel 
3 Absatz 1 des Anhangs VI I des Statuts genannten Betrags erstattet. 

45 Somit ha t der Kläger Anspruch auf Ers ta t tung der Kosten für die psychologischen 
Tests , denen sich seine Toch te r un terzog , soweit diese Ers ta t tung zusammen mit 
der dem Kläger gemäß Artikel 4 Absatz 2 der Allgemeinen Durchführungsbest im­
mungen gezahlten pauschalen Zulage und gegebenenfalls mit der Ers ta t tung ande­
rer Kosten gegen Vor lage von Belegen gemäß Artikel 4 Absatz 3 der Allgemeinen 
Durchführungsbest immungen nicht die Höchs tg renze des Artikels 3 Absatz 1 des 
Anhangs VII des Statuts übersteigt (siehe in diesem Sinne auch das Urteil des Ge­
richtshofes vom 7. Februar 1980 in der Rechtssache 4 3 / 7 9 , Mencare l l i /Kommis-
sion, Slg. 1980, 201). 

46 N a c h allem sind die streitigen Entscheidungen insoweit aufzuheben, als es mit ih­
nen abgelehnt wird, dem Kläger die Kosten für die psychologischen Tests zu er­
statten. 

47 Die von den Parteien vorgelegten Unter lagen erlauben dem Gericht nicht die Fest­
stellung, ob der Betrag von 450 H F L , dessen Ersta t tung der Kläger begehrt , die­
sen Höchs tbe t rag überschreitet; daher ha t der Beklagte dem Kläger die für die 
psychologischen Tests aufgewandten Kosten bis zu dem in Artikel 3 des Anhangs 
VI I des Statuts festgelegten Höchs tbe t rag , höchstens aber bis zu 450 H F L , zu er­
statten. 

Kosten 

48 N a c h der Verfahrensordnung ist die unterl iegende Partei auf Antrag zur T r a g u n g 
der Kosten zu verurteilen, es sei denn, die Gegenpartei hätte ihr Kosten ohne an­
gemessenen Grund oder böswillig verursacht. D a der Beklagte mit seinem Vorbr in­
gen im wesentlichen unterlegen ist, sind ihm die Kosten in beiden Verfahren auf­
zuerlegen, deren Gegenstand nicht identisch ist. 
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Aus diesen Gründen 

hat 

DAS GERICHT (Dritte Kammer) 

für Recht erkannt und entschieden: 

1) Die Entscheidungen desWirtschafts- und Sozialausschusses Nr. 191/89 A vom 
6. Juli 1989 und Nr. 396/89 Ä vom 61 Dezember 1989 werden aufgehoben, 
soweit ės mit ihnen abgelehnt wird, dem Kläger die Erziehungszulage für seine 
Tochter Yvonne für das Schuljahr 1986/87 und für seinen Sohn Marc für die 
Schuljahre 1988/89 und 1989/90 zu zahlen und ihm die für die psychologischen 
Tests, denen sich seine Tochter Yvonne im Hinblick auf die Wahl ihrer Schule 
unterzogen hat, aufgewandten Kosten zu erstatten. 

2) Der Wirtschafts- und Sozialausschuß wird verurteilt, dem Kläger die fraglichen 
Erziehungszulagen zu zahlen und ihm die für die psychologischen Tests aufge­
wandten Kosten bis zu dem in Artikel 3 des Anhangs VII des Beamtenstatuts 
festgelegten Höchstbetrag, höchstens aber bis zu 450 HFL, zu erstatten. 

3) Im übrigen wird die Klage abgewiesen. 

4) Der Wirtschafts- und Sozialausschuß trägt die Kosten des Verfahrens. 

Yeraris Vesterdorf Lenaerts 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 3. Dezember 1991. 

Der Kanzler, 

H. Jung 

Der Präsident 

K. Lenaerts 
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